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Gegenstand dieser Untersuchung ist das österreichische Sprachenrecht als Teilbereich des 
Minderheiten- oder Volksgruppenrechts. Im Vordergrund steht die Fragestellung, unter 
welchen Voraussetzungen und in welcher Weise die Volksgruppenangehörigen ein Recht 
auf Gebrauch ihrer Sprache im Verkehr mit Verwaltungsbehörden und Gerichten haben. 
 
Die Regelung des zweisprachigen Verfahrens wird insbesondere am Beispiel der 
allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetze (EGVG, AVG, VStG, VVG) erprobt, und es 
werden Hinweise zu den Auswirkungen des Volksgruppengesetzes in den einzelnen 
Verfahrensgesetzen gegeben. Durch ein Urteil des EuGH aus dem Jahr 1998 ist auch die 
gemeinschaftsrechtliche Dimension, die den nationalen Sprachenregimen zukommt, klar 
geworden. Die Frage der Auswirkungen dieser Entwicklung, die in Österreich vor allem in 
Hinblick auf die Erweiterung der Union zu bedenken sind, wird ebenfalls in dieser Arbeit 
behandelt. 
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